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TOP 40: 

Entwurf eines Gesetzes zur Einbeziehung der Bundespolizei in den 
Anwendungsbereich des Bundesgebührengesetzes 

Drucksache: 413/16

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes 

Die Bundespolizei hat derzeit keine Möglichkeit, Gebühren für individuell zure-
chenbare Sicherheitsleistungen in allen Bereichen ihrer präventiven polizeili-
chen Tätigkeit zu erheben. Lediglich auf der Grundlage des Bundespolizeigeset-
zes können in begrenztem Umfang Kosten für unmittelbar ausgeführte Maß-
nahmen erhoben werden. 

Mit dem Gesetzentwurf sollen daher die rechtlichen Voraussetzungen geschaf-
fen werden, um im Bereich der Bundespolizei Gebühren und Auslagen nach 
Maßgabe des Bundesgebührengesetzes sowie der Allgemeinen und der Beson-
deren Gebührenverordnung erheben zu können. Zu diesem Zweck sieht der Ge-
setzentwurf Änderungen in fünf Gesetzen und einer Verordnung vor: 

Zunächst soll im Bundesgebührengesetz die bislang in § 2 Absatz 2 Satz 2 
Nummer 4 BGebG geregelte Ausnahme für individuell zurechenbare öffentli-
che Leistungen der Bundespolizei aufgehoben und diese sollen als Gebührentat-
bestand in den Anwendungsbereich des Gesetzes aufgenommen werden. 

In der Folge soll: 

- im Bundespolizeigesetz der Kostenerstattungsanspruch der Bundespolizei 
für die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme in § 19 Absatz 2 BPolG 
und die Regelung zur Bestimmung des Gebührenschuldners in § 50 Ab-
satz 3 Satz 1 und 2 BPolG aufgehoben werden; 

- die Kostenregelung in § 19 VwVG für Zwangsmittel zur Durchsetzung po-
lizeilicher Verwaltungsakte um eine Verweisung auf das Bundesgebühren-
gesetz ergänzt werden; 

- die Allgemeine Gebührenverordnung um Regelungen zum Polizeivollzugs-
dienst erweitert werden und eine Anpassung der Vorgaben zur Bestimmung 
der Höhe der Kalkulation kostendeckender Gebühren erfolgen. 

Im Einzelnen ist vorgesehen, die Vorgaben zum kalkulatorischen Versor-
gungszuschlag in § 7 Absatz 2 AGebV um eine Regelung für Polizeivoll-
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zugsbeamtinnen und -beamte zu ergänzen sowie in die nach Anlage 1 Teil 
A und Teil B anzusetzenden "Allgemeinen Pauschalen Stundensätze" und 
in das in Anlage 2 geregelte Berechnungsschema für spezifische Pauschals-
ätze bei den Kostenblöcken Versorgung, Personalnebenkosten und Perso-
nalzahl die Gruppe der Polizeivollzugsbediensteten einzufügen; 

- auf dem Gebiet des Zollfahndungsrechts sichergestellt werden, dass die Ko-
sten weiterhin auf der Grundlage des Zollfahndungsdienstgesetzes erhoben 
werden können. 

II. Empfehlung des Ausschusses für Innere Angelegenheiten 

Der federführende Ausschuss für Innere Angelegenheiten empfiehlt dem 
Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundge-
setzes keine Einwendungen zu erheben. 


